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Unterrichtung 
durch die Bundesregierung 

Vorschlag einer Richtlinie des Rates über die Durchsetzung von internationalen 
Normen für die Sicherheit im Seeverkehr und die Verhütung von 
Meeresverschmutzung in bezug auf den Schiffsverkehr in den Häfen der 
Gemeinschaft 

»(EG-Dok. Nr. 8480/80)« 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro-
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 84 Absatz 2 

auf den Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialaus-
schusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Gemeinschaft ist ernsthaft besorgt über Schiffs-
unfälle und die Verschmutzung des Meeres und der 
Küsten der Mitgliedstaaten, insbesondere durch von 
Schiffen herrührendes Öl; 

Der Europäische Rat hat auf seinen Tagungen am 7. 
und 8. April 1978 in Kopenhagen und am 6. und 7. Juli 
1978 in Bremen erklärt, daß die Gemeinschaft die Ver-
hütung und Bekämpfung der Meeresverschmutzung, 
insbesondere durch Öl, zu einem wichtigen Ziel 
machen sollte, und er hat es für notwendig erachtet, 
weitere Maßnahmen zur Erhöhung der Sicherheit im 
Seeverkehr zu treffen; 

Die Gemeinschaft kann einen besonders nützlichen 
Beitrag durch eine gemeinsame Haltung bei der wirk

-

samen Durchsetzung der internationalen Normen für 
die Sicherheit im Seeverkehr und die Verhütung von 
Meeresverschmutzung durch die Mitgliedstaaten in 
bezug auf den Seeverkehr in ihren Häfen leisten, 
wobei auch eine Wettbewerbsverzerrung vermieden 
wird; 

Zu diesem diesem Zweck sollten die Mitgliedstaaten 
unternormige Schiffe, die ihre Häfen benutzen, identi-
fizieren, sie besichtigen und verlangen, daß Mängel 
beseitigt werden; 

Die für die Hafenstaatkontrollen in der Gemeinschaft 
aufgewendeten Kräfte sollten auf einen angemessenen 
Stand erhöht werden; 

Die in dieser Richtlinie vorgesehenen Verfahrens-
weisen sollten soweit wie möglich in Europa übernom-
men werden; 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN — 

Artikel 1 

Diese Richtlinie fordert die Mitgliedstaaten auf, für die 
Identifizierung und Besichtigung unternormiger 
Schiffe beim Anlaufen ihrer Häfen zu sorgen und für 
die Beseitigung von Mängeln. 

Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundeskanzleramts 
vom 18. Juli 1980 14 – 680 70 – E – Ve 76/80. 
Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 
2. Juli 1980 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt worden. 
Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist vorgesehen. 
Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat ist noch nicht abzusehen. 
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Artikel 2 

1. Im Sinne dieser Richtlinie: 

a) bedeutet „Schiff" ein Schiff, für das eins oder 
mehrere der zutreffenden Übereinkommen gilt 
und das in einem anderen als dem Mitgliedstaat, 
dessen Hafen es anläuft, beheimatet ist;  

b) sind „zutreffende Übereinkommen": 

Internationales Übereinkommen von 1974  zum 
Schutz menschlichen Lebens auf See; 

Internationales Freibord-Übereinkommen von 
1966; 

Internationales Übereinkommen von 1954 zur 
Verhütung von Meeresverschmutzung durch Öl, 
einschließlich der 1962 und 1969 angenomme-
nen Zusätze; 

Übereinkommen von 1972 über Interna tionale 
Regeln zur Verhütung von Zusammenstößen auf 
See. 

Sobald eines der folgenden Übereinkommen in 
Kraft gesetzt ist, soll es als ein zutreffendes Überein-
kommen betrachtet werden: 

Protokoll von 1978 zum Internationalen Überein-
kommen von 1974 zum Schutz menschlichen 
Lebens auf See. 

Internationales Übereinkommen von 1973 zur Ver-
hütung von Meeresverschmutzung durch Schiffe in 
der Fassung des Protokolls von 1978; 

Internationales Übereinkommen von 1978 über 
Ausbildung, Befähigung und Wachdienst von See-
leuten; • 

Übereinkommen Nr. 147 über 'Mindestnormen auf 
Handelsschiffen, das die Internationale Arbeitskon-
ferenz 1976 angenommen hat. 

2. Sobald eine Ergänzung zu einem der obigen Über

-

einkommen in Kraft gesetzt ist, soll das so ergänzte 
Übereinkommen als zutreffendes Übereinkommen 
im Sinne dieser Richtlinie betrachtet werden, sofern 
der Rat nicht auf Vorschlag der Kommission ander-
weitig entscheidet. 

3. Auf Vorschlag der Kommission kann der Rat ent-
scheiden, ob ein Teil oder die Gesamtheit eines der 
vier in Absatz 1 dieses Artikels zuletzt genannten 
Instrumente als zutreffendes Übereinkommen im 
Sinne dieser Richtlinie betrachtet wird, bevor das 
Übereinkommen in Kraft gesetzt ist. 

4. Auf Vorschlag der Kommission entscheidet der Rat, 
ob ein zukünftiges interna tionales Übereinkommen 
über die Sicherheit im Seeverkehr oder die Verhü-
tung von Meeresverschmutzung als zutreffendes 
Übereinkommen im Sinne dieser Richtlinie betrach-
tet werden soll.  

Artikel 3 

Ein Schiff, für das ein zutreffendes Übereinkommen 
gelten würde, wenn sein Flaggenstaat Vertragspartner 

wäre, wird bei Angelegenheiten, die diese Richtlinie 
regelt, nicht begünstigt. 

Artikel 4 

1. Vorbehaltlich Absatz 2 dieses Artikels und unbe-
schadet der Bedingungen der Richtlinie des Rates 
79/116/EWG vom 21. Dezember 1978, ergänzt von 
der Richtlinie des Rates 79/1034/EWG vom 
6. Dezember 1979 im Hinblick auf die Prüfliste für 
Tankschiffe ergreifen die Mitgliedstaaten die not-
wendigen Maßnahmen, um sicherzustellen, daß 
Schiffe bei jedem Besuch in einem ihrer Häfen bei 
den zuständigen Behörden die in Anhang 1 dieser 
Richtlinie dargelegte Erklärung hinterlegen, die 
Angaben über die Art  und gegebenenfalls die 
Ablaufdaten der Schiffs- und Mannschaftszeug-
nisse, und bestimmte andere gemäß den zutreffen-
den Übereinkommen ausgestellte oder mitgeführte 
Dokumente und jede nach Artikel 8, Abs. 2 dieser 
Richtlinie ausgestellte Bescheinigung macht. 

2. Wo ein Schiff  

a) häufig denselben Hafen eines Mitgliedstaates 
besucht oder 

b) mehr als einen Hafen eines bestimmten Mit-
gliedstaates im Laufe derselben Reise anläuft, 

kann der Mitgliedstaat im Falle a) die Abgabe der 
Erklärung in angemessenen Zeitabständen und im 
Falle b) die Abgabe der Erklärung nur im ersten 
angelaufenen Hafen veranlassen. 

3. Die in Absatz 1 dieses Artikels genannten Doku-
mente sollen von den zuständigen Behörden an 
Bord des Schiffes geprüft werden in dem Umfang, 
wie dies im Interesse der Sicherheit des Schiffsver-
kehrs und der Verhütung von Meeresverschmut-
zung notwendig ist. 

4. Die Behörden der Mitgliedstaaten sollen folgenden 
Kategorien von Schiffen besondere Aufmerksam-
keit zuwenden: 

a) Passagierschiffen; 

b) Öl-, Gas- und Chemikalientankern und unter 
diesen insbesondere Schiffen, die zehn Jahre alt 
oder älter sind; 

c) Trockenfrachtschiffen, die 15 Jahre alt oder älter 
sind, und  unter diesen insbesondere kleineren 
Schiffen. 

Artikel 5 

Die folgenden Forderungen der Richtlinie des Rates 
79/116/EWG in bezug auf bestimmte Tankschiffe wer-
den hiermit auf andere Schiffe, die der vorliegenden 
Richtlinie unterliegen, ausgeweitet: 

a) Die Forderung in Artikel 1 Abs. 1 (B)(i) der Richtlinie 
des Rates 79/116/EWG, daß alle Mitgliedstaaten 
alle erforderlichen Maßnahmen ergreifen, um zu 
gewährleisten, daß bestimmte Tankschiffe ' beim 
Ein- oder Auslaufen in Seehäfen ihres Hoheitsge-
bietes während der Fahrt in den Hoheitsgewässern 
in der Nähe des Ein- und Auslaufhafens der zustän-
digen Behörde Mängel und Vorfälle melden, die die 



Deutscher Bundestag — 9. Wahlperiode 	Drucksache 9/87 

normale sichere Manövrierfähigkeit beeinträchti-
gen oder die Sicherheit und Leichtigkeit des Ver-
kehrs gefährden können oder die eine Gefahr für 
die maritime Umwelt oder die Umgebung begrün-
den können; 

b) die Forderung in Artikel 1 Abs. 2 der Richtlinie des 
Rates 79/116/EWG, daß die Mitgliedstaaten alle 
erforderlichen Maßnahmen ergreifen, um zu ge-
währleisten, daß ein Lotse, der Kenntnis davon 
erhält, daß Mängel vorhanden sind, die die sichere 
Fahrt des Schiffes beeinträchtigen können, diese 
unverzüglich der zuständigen Behörde des Mit-
gliedstaates berichtet. 

Artikel 6 

1. Wenn die zuständigen Behörden eines Mitglied-
staates feststellen, daß die Schiffs- oder Mann-
schaftszeugnisse fehlen oder ungültig sind, oder 
wenn sie triftige Gründe für die Annahme haben, 
daß der Zustand des Schiffes, seiner Ausrüstung 
oder seiner Bemannung nicht im wesentlichen mit 
den Angaben eines Zeugnisses oder den Forderun-
gen eines zutreffenden Übereinkommens überein-
stimmt, sollen sie das Schiff besichtigen oder gege-
benenfalls die Vorkehrungen hinsichtlich Beman-
nung und Wachdienst untersuchen. 

2. Beispiele für die in Absatz 1 dieses Artikels ge-
nannten „triftige Gründe" sind im Anhang 2 dieser 
Richtlinie aufgeführt. Diese Liste kann von der 
Kommission nach Anhörung der Mitgliedstaaten 
von Zeit zu Zeit ergänzt werden, um den Verände-
rungen in den internationalen Normen für Schiffs-
sicherheit und die Verhütung von Meeresver-
schmutzung Rechnung zu tragen. 

3. Ein Mitgliedstaat, der von einem anderen Mitglied-
staat die Aufforderung zu einer Untersuchung in 
bezug auf eine Verletzung oder vermutete Verlet-
zung der Bestimmungen eines zutreffenden Über-
einkommens erhält, soll dieser Aufforderung nach-
kommen. 

Artikel 7 

1, Wenn die Besichtigung oder Untersuchung nach 
Artikel 6 dieser Richtlinie Mängel in bezug auf die 
Forderungen eines zutreffenden Übereinkommens 
bestätigt oder offenbart, soll die Angelegenheit ent-
sprechend den Bestimmungen der Übereinkommen 
geregelt werden, insbesondere denjenigen betref-
fend das Festhalten des Schiffes bis die Mängel 
beseitigt sind oder bis die zuständigen Behörden 
des Mitgliedstaates entschieden haben, daß das 
Schiff unter notwendigen Vorkehrungen ohne 
Gefahr für die Sicherheit und Gesundheit von Pas-
sagieren oder Besatzung oder Gefahr für anderen 
Schiffsverkehr und ohne Bedrohung für die mari-
time Umwelt in See gehen darf. 

2. Das Folgende sind Beispiele für Mängel, die einzeln 
oder zusammen das Festhalten eines Schiffes recht-
fertigen können: 

a) mangelhafte Lebensrettungsausrüstung; 
b) mangelhafte Feuerlöschsysteme; 

c) mangelhafte nautische Ausrüstung; 
d) mangelhafte Zugangseinrichtungen; 
e) Überladung; 
f) zu kleine oder nicht genügend qualifizierte 

Mannschaft. 

Artikel 8 

1. Der Rat wird auf einen Vorschlag der Kommission 
hin über die Einrichtung eines Schiffahrtinforma-
tionssystems entscheiden, welches die Mitglied-
staaten mit aktuellen Informationen über Schiffe 
versorgen soll, die sich ihren Häfen nähern, im 
Hinblick auf die Schiffssicherheit und die Verhü-
tung von Meeresverschmutzung. Bis zur Einrich-
tung dieses Systems gelten die in Absatz 2 und 3 
dieses Artikels vorgesehenen Verfahren. 

2. Wenn eine Besichtigung gemäß Artikel 6 und 7 die-
ser Richtlinie stattgefunden hat, soll die Behörde 
des betroffenen Mitgliedstaates dem Kapitän des 
Schiffes, bevor das Schiff den Hafen verläßt, eine 
Bescheinigung zur Einbehaltung an Bord aushändi-
gen. Die Bescheinigung soll bestätigen, daß je nach 
Sachlage: 

a) keine Mängel festgestellt wurden; 
b) aufgeführte Mängel festgestellt und beseitigt 

wurden; 

c) aufgeführte Mängel festgestellt aber nicht oder 
nicht gänzlich beseitigt wurden. 

Im Fall c) soll die Bescheinigung ausweisen, unter 
welchen Bedingungen dem Schiff gestattet wurde, 
den betreffenden Hafen zu verlassen. 

3. Im Falle b) und c) wird eine Kopie der Bescheini-
gung an den betroffenen Reeder und den Flaggen-
staat geschickt. Im Falle c) wird die in der Beschei-
nigung enthaltene Information per Telex an alle 
anderen Mitgliedstaaten, die das Schiff voraussicht-
lich besucht, weitergeleitet. 

4. Die Kommission erstellt nach Anhörung der Mit-
gliedstaaten ein Muster für die Bescheinigung 
gemäß Absatz 2. 

Artikel 9 

1. Die Mitgliedstaaten belegen den Reeder oder 
Betreiber eines Schiffes, das gemäß dieser Richtlinie 
besichtigt worden ist und auf dem das Festhalten 
des Schiffes rechtfertigende Mängel festgestellt 
wurden, mit einer Gebühr. Die Gesamtheit der 
erhobenen Gebühren soll die Gesamtkosten für 
Besichtigungen in jedem Geschäftsjahr decken. 

2. Die gemäß dem Gesetz eines Mitgliedstaates für die 
Verletzung der Bestimmungen der zutreffenden 
Übereinkommen bestimmten Bußen sollen von 
angemessener Schwere sein, um von Übertretun-
gen abzuschrecken. 

Artikel 10 

1. Die Mitgliedstaaten erlassen vor dem 1. Januar 
1982 nach Anhörung der Kommission die zur 
Durchführung dieser Richtlinie notwendigen 
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Rechts- und Verwaltungsvorschriften. Sie unterrich-
ten die Kommission und die übrigen Mitgliedstaa-
ten über die getroffenen Maßnahmen. 

2. Bei der Durchführung dieser Richtlinie prüfen die 
Mitgliedstaaten regelmäßig, in welchem Umfang, 
um ihnen zu helfen deren Ziele zu verwirklichen, 
sie Vereinbarungen treffen können mit Kassifika-
tionsgesellschaften, die ihren Sitz innerhalb der 
Gemeinschaft haben und Mitglied der Europäi-
schen Vereinigung von Klassifikationsgesellschaf-
ten sind, nach denen die Gesellschaften oder ihre 
Mitarbeiter: 

— Hafenstaatkontrollen als Agenten der Mitglied-
staaten durchführen würden; oder 

— im Auftrag des Mitgliedstaates Flaggenstaatkon-
trollen durchführen würden, um die Regierungs-
inspektoren für die Hafenstaatkontrollen freizu-
setzen. 

3. Die Mitgliedstaaten unterstützen sich gegenseitig 
auf jede mögliche Weise bei der Anwendung von 
Maßnahmen, die sie für die Durchführung dieser 
Richtlinie erlassen. Sie überprüfen regelmäßig 
zusammen mit der Kommission das Funktionieren 
dieser Bestimmungen und versorgen zu diesem 
Zweck die Kommission mit den Resultaten ihrer 
Arbeit zur Durchsetzung in einer Weise und in Zeit-
abständen, die nach Besprechungen mit ihnen von 
der Kommission bestimmt werden. 

Artikel 11 

Der Rat ermächtigt auf Vorschlag der Kommission 
letztere, Verhandlungen mit Nichtmitgliedstaaten in 
Europa aufzunehmen, mit dem Ziel, daß diese gleich-
wertige Hafenstaatkontrollverfahren verabschieden. 

Artikel 12 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet. 
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Anhang 2 

Das Folgende sind Beispiele für „triftige Gründe" gemäß Artikel 6 Abs. 1 dieser Richtlinie: 

a) ein Bericht oder eine Beschwerde des Kapitäns, Lotsen oder einer anderen Person mit berechtigtem Interesse 
an dem sicheren Betrieb des Schiffes und an der Verhütung von Verschmutzung durch das Schiff, sofern die ver-
antwortlichen Behörden nicht gute Gründe für die Annahme haben, daß der Bericht oder die Beschwerde 
unbedeutend oder böswillig ist; 

b) triftige Hinweise, daß 
i) eine oder mehrere der Bedingungen vorliegen, die in Artikel 7(2) genannt sind; 

ii) das Schiff sich nicht in einem seefähigen Zustand für die vorgesehene Fahrt befindet; 

iii) die  Manövrierfähigkeit des Schiffes unzureichend ist; 

iv) gefährliche Ladung ohne ausreichende Sicherheitsmaßnahmen befördert wird; 

v) die Erklärung gemäß Artikel 4 Abs. 1 dieser Richtlinie oder die Tankschiffprüfliste gemäß der Richtlinie 
des Rates Nr. 79/116/EWG wie geändert durch die Richtlinie des Rates Nr. 79/1034/EWG bedeutende 
Ungenauigkeiten oder Auslassungen beinhalten; 

vi) das Öltagebebuch nicht ordnungsgemäß geführt wurde; 

vii) das Schiff unvorschriftsmäßig schädliche Stoffe oder Flüssigkeiten abgelassen hat. 

c) Dem Schiff erlaubt wurde, mit nicht abgestellten oder nicht vollkommen beseitigten Mängeln zu fahren 
[Artikel 8(2) Fall c)]. 
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Begründung 

1. Seit dem Unfall• der Amoco Cadiz im März 1978 
wuchs in der Gemeinschaft die Sorge über Schiffsun-
fälle und die Verschmutzung der Meere und Küsten 
der Mitgliedstaaten durch aus Schiffen auslaufendes 
Öl. Der Europäische Rat hat mehrfach seine Sorge über 
diese Situation zum Ausdruck gebracht und erklärt, 
daß die Gemeinschaft bei den Bemühungen um grö-
ßere Sicherheit im Seeverkehr und die Verhütung der 
Meeresverschmutzung durch Schiffe eine Rolle spielen 
sollte; der Ministerrat hat in diesem Bereich eine Reihe 
von gemeinschaftlichen Rechtsakten erlassen. 

2. Nach Ansicht der Kommission kann die Gemein-
schaft insbesondere im Bereich der Durchsetzung der 
Normen für den Seeverkehr einen wertvollen Beitrag 
leisten. Normen für Bau, Ausrüstung und Mannschaft 
von Schiffen zur Erhöhung der Sicherheit und zur Ver-
hütung von Meeresverschmutzung werden auf einer 
weltweiten Grundlage insbesondere von der Zwi-
schenstaatlichen Beratenden Seeschiffahrtsorganisa-
tion (IMCO), einer Sonderorganisation der Vereinten 
Nationen, festgesetzt. IMCO entwirft und verabschie-
det Übereinkommen mit den im Seeverkehr einzuhal-
tenden Normen. Aber IMCO ist nicht selbst eine Voll-
streckungsorganisation. Die von ihr verabschiedeten 
Übereinkommen müssen in Kraft gesetzt werden; und 
dann müssen sie durchgesetzt werden. 

3. Bezüglich der Inkraftsetzung der Übereinkommen 
hat der Ministerrat 1978 zwei Empfehlungen verab-
schiedet 1 ), mit denen den Mitgliedstaaten empfohlen 
wird, bis zu bestimmten Zeitpunkten alle bedeutenden 
IMCO-Übereinkommen sowie ein Schlüssel-Überein-
kommen der Internationalen Arbeitsorganisation zu 
ratifizieren. Die rechtzeitige Ratifizierung durch die 
Mitgliedstaaten kann in der Tat einen bedeutenden 
Beitrag zur Inkraftsetzung der Übereinkommen lei-
sten, da es eine Bedingung für das Inkrafttreten ist, daß 
sie von einer bestimmten Anzahl von Ländern, die für 
einen bestimmten Anteil des Weltgesamtschiffsraums 
verantwortlich sind, ratifiziert werden; die Mitglied-
staaten zusammen leisten einen bedeutenden Beitrag 
auf beiden Seiten. 

4. Wenn die Übereinkommen in Kraft getreten sind, 
müssen sie durchgesetzt werden, d. h., die aufgestell-
ten Normen müssen tatsächlich im weltweiten Seever-
kehr angewendet werden. Es obliegt den Staaten, 
durch Überwachung, Kontrolle und Strafmaßnahmen 
zu gewährleisten, daß die Normen korrekt angewendet 
werden. Die Hauptverantwortung fällt hierbei den 
Flaggenstaaten zu, d. h. den Staaten, unter deren 
Flagge Schiffe verkehren. Aber die Verlust- und 
Unfalllisten des Seeverkehrs zeigen, daß es einigen 
Ländern nicht leicht fällt zu gewährleisten, daß ihre 
gesamte Seeschiffahrt den Normen entspricht. 

5. Die Übereinkommen geben jedoch auch den 
Hafenstaaten, d. h. den Staaten, in deren Häfen Schiffe 
einlaufen, eine Aufgabe bei der Durchsetzung. Hafen- 

1) Empfehlungen des Rates Nr. 78/584/EWG vom 26. Juni 
1978 (ABI. EG Nr. L 194/17 vom 19. September 1978) und 
79/114/EWG vom 21. Dezember 1978 (ABI. EG Nr. L 33/31 
vom 8. Februar 1979). 

staaten sind berechtigt, indem sie die in den Überein-
kommen dargelegten Verfahren erfüllen, zu gewähr-
leisten, daß der Seeverkehr, der ihre Häfen anläuft, 
den Normen der Übereinkommen entspricht. Und 
gerade in diesem Bereich können die Gemeinschaft 
und ihre Mitgliedstaaten einen besonders wertvollen 
Beitrag zur Sicherheit im Seeverkehr und Verhütung 
der Meeresverschmutzung leisten; es ist der Zweck des 
vorliegenden Richtlinienvorschlages, den Durchset-
zungsmaßnahmen der Mitgliedstaaten als Hafenstaa-
ten einen Gemeinschaftsrahmen zu geben. Aufgrund 
ihrer Rolle als wesentliche Handelsmacht laufen 
Schiffe aus aller Welt die Gemeinschaftshäfen an. Des-
wegen sind unsere Küsten mehr als andere Verschmut-
zungsunfällen ausgesetzt; aber gleichzeitig gibt es den 
Mitgliedstaaten die Möglichkeit, einen wesentlichen 
Beitrag zur Sicherheit des Seeverkehres und zur Ver-
hütung der Meeresverschmutzung zu leisten, indem 
sie fordern, daß dieser Seeverkehr den international 
anerkannten Normen entspricht. 

6. Die vorgeschlagene Richtlinie würde im wesent-
lichen einen Verfahrensrahmen setzen, in dem die 
Mitgliedstaaten unternormige Schiffe identifizieren, 
die ihre Häfen anlaufen und fordern, daß sie in Ord-
nung gebracht werden, bevor sie die Gemeinschaft 
verlassen. „Unternormig" bedeutet hier, daß sie nicht 
den zu gegebener Zeit in den geltenden internatio-
nalen Übereinkommen festgelegten Normen entspre-
chen. 

7. Der genaue Inhalt des Vorschlags wird später in 
diesem Memorandum dargelegt werden. Hier möchte 
die Kommission folgende allgemeinere Punkte zu dem 
Vorschlag und seiner Begründung darlegen: 

a) Die gegenwärtige Situation in bezug auf Schiffssi-
cherheit und Verhütung von Meeresverschmutzung ist 
nicht zufriedenstellend. Die Schiffsverlustmeldungen 
waren 1978 und 1979 zahlreicher als in früheren Jah-
ren; insbesondere ging eine erhebliche Anzahl von 
großen Tankschiffen verloren; 

b) mit dem vorliegenden Vorschlag würden einheit-
liche Kontrollverfahren überall in der Gemeinschaft 
erstellt, womit der wertvolle Effekt erzielt würde, die 
Gefahr der Verkehrsverlagerung von Mitgliedstaaten, 
wo die Kontrolle strenger ist, zu denen, wo sie weniger 
streng ist, zu vermeiden; 

c) die Annahme des vorliegenden Vorschlags durch 
die Gemeinschaft wäre kein Beispiel von Einseitigkeit 
in der Gesetzgebung zur Schiffssicherheit und Verhü-
tung der Meeresverschmutzung, die die Schiffseigen-
tümer der Mitgliedstaaten zu Recht mit Sorge betrach-
ten würden. Nach Ansicht der Kommission sind nicht 
so sehr strengere Normen erforderlich, als die ange-
messene Durchsetzung der bereits bestehenden inter-
nationalen Normen. 

Die Verfahren, die unter der Richtlinie verabschiedet 
würden, sind bereits nach den internationalen Über-
einkommen zulässig; Hafenstaaten sind bereits 
berechtigt, unternormige Schiffe jeder Flagge zu iden-
tifizieren und zu verlangen, daß sie in Ordnung 
gebracht werden; die Richtlinie würde jedoch zum 
ersten Mal von den Mitgliedstaaten dieses verlangen; 
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d) die vorgeschlagene Aktion wäre nicht nur im Inter-
esse der Schiffsicherheit und der Verhütung der Mee-
resverschmutzung durch Schiffe; sie könnte auch in 
dem Ausmaß, wie sie den Betrieb von unternormigen 
Schiffen einschränkt, einen Beitrag zur Verringerung 
des gegenwärtigen Ungleichgewichts zwischen Ton-
nageangebot und -nachfrage leisten, sich als Unter-
stützung für den Schiffbau der Gemeinschaft und die 
Schiffsreparaturindustrie erweisen und zur Förderung 
von verbesserten Arbeitsbedingungen für die Schiffs-
besatzungen beitragen; 

e) eine strikte Hafenstaatkontrolle durch die Behör-
den der Vereinigten Staaten hat anscheinend in den 
letzten Jahren zu einer verbesserten Einhaltung von 
Normen bei Schiffen beigetragen, die US-Häfen anlau-
fen. Die Gemeinschaft sollte von diesem Beispiel ange-
regt werden; sie sollte sogar eine parallele Aktion 
durchführen um zu vermeiden, daß die von den Verei-
nigten Staaten abgezogenen unternormigen Schiffe 
ihre eigenen Seehäfen anlaufen; 

f) viele Schiffe laufen die Häfen von mehreren Mit-
gliedstaaten im Laufe einer einzelnen Reise an. Die 
sich dadurch bietenden Möglichkeiten der Zusammen-
arbeit zwischen den Mitgliedstaaten bei der Durchset-
zung von internationalen Normen für die Schiffsicher-
heit und die Verhütung von Meeresverschmutzung 
sollten ausgenutzt werden; 

g) die Kommission betrachtet den vorliegenden Vor-
schlag als notwendige Weiterentwicklung des in Den 
Haag im März 1978 von den Schiffahrtsbehörden von 
Norwegen, Schweden und sechs Mitgliedstaaten (Bel-
gien, Dänemark, Bundesrepublik Deutschland, Frank-
reich, Niederlande und Vereinigtes Königreich) unter-
zeichneten Abkomens über Hafenstaatkontrolle. Die-
ses Abkommen, bekannt als Nordsee-Abkommen, 
sieht eine gemeinsame Haltung auf der Grundlage 
ihres bestehenden innerstaatlichen Rechts bei den 
Hafenstaatkontrollen in den betroffenen Ländern vor, 
und seine Durchführung hat den psychologischen und 
praktischen Wert dieser Haltung und der angenomme-
nen Verfahrensweisen gezeigt. Die Kommission ist 
jedoch der Auffassung, daß es an der Zeit ist, zu einem 
Verfahrenssystem auf Gemeinschaftsebene überzuge-
hen, das die gesamte Gemeinschaft betrifft, einschließ-
lich der zukünftigen Mitgliedstaaten und somit Irland, 
Italien, Griechenland, Portugal und Spanien zu den 
betroffenen Ländern hinzuzählt; ein besonderes Maß 
an Aktivität von seiten der Mitgliedstaaten verlangen 
würde (grundsätzlich die Identifizierung und Besich-
tigung aller unternormigen Schiffe, die ihre Häfen 
benutzen und die Beseitigung der Mängel); und die 
Forderungen der Übereinkommen sowohl gegen die 
Meeresverschmutzung als auch für die Schiffssicher-
heit einschließen würde. Ein wichtiger Vorteil des 
Nordsee-Abkommens ist jedoch, daß die Schiffahrtsbe-
hörden von Norwegen und Schweden daran teilneh-
men; die Kommission ist daher der Auffassung, daß es 
sehr vorteilhaft wäre, wenn Norwegen und Schweden 
und vielleicht einige andere europäische Länder 
gleichwertige dem vorliegenden Vorschlag entspre-
chende Verfahren für Hafenstaatkontrollen verab-
schieden würden. Die vorgeschlagene Richtlinie sieht 
vor, daß der Rat die Kommission ermächtigt, über 

angemessene Vereinbarungen für dieses Ziel zu ver-
handeln. 

Bemerkungen zu bestimmten Artikeln 
der vorgeschlagenen Richtlinie 

Artikel 2 

8. Diese Richtlinie bezieht sich auf die Durchsetzung 
der Vorschriften der wesentlichen internationalen 
Übereinkommen über Schiffsicherheit und Verhütung 
von Meeresverschmutzung durch die Mitgliedstaaten 
als Hafenstaaten in bezug auf Schiffe, die ihre Häfen 
anlaufen. Für jeden Mitgliedstaat sind die betroffenen 
Schiffe die, die unter der Flagge aller anderen Staaten 
fahren, einschließlich aller anderen Mitgliedstaaten, 
sofern es sich um Schiffe handelt, für die eins oder 
mehrere der „zutreffenden Übereinkommen" gelten. 
So wird die Richtlinie nicht für alle Schiffe unter einer 
Drittflagge, die den Hafen eines Mitgliedstaates anlau-
fen, gelten und viele der Schiffe, für die sie gilt, mögen 
nur einigen der zutreffenden Übereinkommen unter-
liegen. Außerdem ist die Kontrolle durch jeden Mit-
gliedstaat als Flaggenstaat der Schiffe unter seiner 
eigenen Flagge nicht Gegenstand dieser Richtlinie. 

9. Die Übereinkommen, die von den Mitgliedstaaten 
in bezug auf Schiffe, die ihre Häfen anlaufen, durchge-
setzt werden sollen, sind grundsätzlich die wesentli-
chen Übereinkommen über Schiffsicherheit und Ver-
hütung von Meeresverschmutzung, die zu irgendeiner 
Zeit in Kraft sind. Gegenwärtig sind dies die vier zu 
Beginn des Absatzes b dieses Artikels genannten 
IMCO Dokumente. Das internationale Übereinkom-
men von 1960 zum Schutz menschlichen Lebens auf 
See, der Vorläufer des Übereinkommens von 1974 mit 
dem gleich Namen, ist nicht aufgeführt, da nun das 
Übereinkommen von 1974 in Kraft ist und als Ersatz 
bertrachtet werden kann. 

10. Der Artikel berücksichtigt ebenfalls die anderen 
wichtigen IMCO-Übereinkommen zusammen mit dem 
Übereinkommen der Internationalen Arbeitsorganisa-
tion über Mindestnormen auf Handelsschiffen, die in 
den Häfen der Mitgliedstaaten durchgesetzt werden 
sollen, wenn und sobald sie in Kraft treten. Dies gibt 
den Mitgliedstaaten einen starken Ansporn, diese 
Übereinkommen zu ratifizieren, bevor sie in Kraft 
treten. 

11. Artikel 2 sorgt auch für Wege zum Befund dar-
über, ob in Zukunft ergänzte Übereinkommen weiter-
hin als „zutreffende Übereinkommen" betrachtet wer-
den sollen, sowie ob zukünftige internationale Instru-
mente auf diesem Gebiet ebenfalls gelten sollen. Fer-
ner wird die Situation erfaßt — die noch nicht entstan-
den ist — , daß die Gemeinschaft beschließt, bestimmte 
Vorschriften von noch nicht in Kraft getretenen Über-
einkommen auf Schiffe anzuwenden, die ihre Häfen 
anlaufen. Dies würde von einer besonderen Entschei-
dung des Rates abhängen. 

12. Die Kommission unterstreicht, daß es der Zweck 
des Vorschlags ist, die wirksame Anwendung von Kon-
trollmaßnahmen durch die Mitgliedstaaten zu harmo-
nisieren und sicherzustellen. Sie ist demzufolge der 
Meinung, daß es gerechtfertigt ist, zwischen den Maß- 
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nahmen, die der Vorschlag enthält und den wesentli-
chen Bestimmungen der anzwendenden Übereinkom-
men zu unterscheiden. Der genaue Inhalt dieser 
wesentlichen Bestimmungen ist für die Zwecke dieser 
Richtlinie von geringerer Bedeutung als deren wirk- 
same und harmonisierte Anwendung. 

Der Vorschlag sieht daher für die Kontrollverfahren 
vor, sie nicht nur im Hinblick auf schon in Kraft befind-
liche Übereinkommen anzuwenden, sondern auch auf 
Übereinkommen, die noch in Kraft zu setzen sind und 
auf Änderungen von Übereinkommen. Die Kommis-
sion hält daher Änderungen wesentlicher Bestimmun-
gen in den Übereinkommen, auf die im Vorschlag 
Bezug genommen wird, nicht für Tatsachen, die den 
Vorschlag beeinträchtigen würden. 

Artikel 3 

13. Dieser Artikel bestimmt, daß Schiffe, für die eines 
oder mehrere der zutreffenden Übereinkommen gelten 
würden, wenn ihr Flaggenstaat das Übereinkommen 
ratifiziert hätte, nicht durch das Fehlen der Ratifizie-
rung begünstigt werden. Diese Bestimmung würde 
gelten, wenn zum Beispiel ein Land ein besonderes 
Übereinkommen nicht ratifiziert hat oder das frühere 
Übereinkommen auf einem bestimmten Gebiet ratifi-
ziert hat, jedoch nicht das Folgeübereinkommen. Der 
in diesem Artikel enthaltene Grundsatz findet sich in 
einer Reihe von Übereinkommen selbst, einschließlich 
des Internationalen Übereinkommens zur Verhütung 
von Meeresverschmutzung durch Schiffe, 1973, des 
ILO-Übereinkommens Nr. 147, sowie des Protokolls 
von 1978 zum Internationalen Übereinkommen zum 
Schutz menschlichen Lebens auf See, 1974. 

Artikel 4 

14. Den Schiffen werden von ihren Flaggenstaaten 
eine Reihe von verlängerbaren Bescheinigungen aus-
gestellt, die bestätigen, daß diese Schiffe den Bestim-
mungen der internationalen Übereinkommen im Hin-
blick auf, zum Beispiel, ihren Bau und ihre Ausrüstung 
entsprechen. Zusätzlich sind in dem Internationalen 
Übereinkommen über Ausbildung, Befähigung und 
Wachdienst von Seeleuten, das noch nicht in Kraft ist, 
international anerkannte Zeugnisse für die Mitglieder 
der Besatzung vorgesehen. Die Behörden der Hafen-
staaten sind berechtigt, diese Bescheinigungen zu prü-
fen und, sofern eine davon abgelaufen oder ungültig 
ist, oder wenn triftige Gründe zu der Annahme vorlie-
gen, daß der Zustand des Schiffes nicht mit den Zertifi-
katen wesentlich übereinstimmt, das Schiff selbst zu 
besichtigen. 

15. Es ist der Zweck dieses Artikels, die Wirksamkeit 
des Bescheinigungsprüfungsverfahrens zu maximie-
ren. Im Idealfalle sollten möglicherweise die Bescheini-
gungen aller einlaufenden Schiffe geprüft werden. 
Während jedoch einige Mitgliedstaaten dies erreichen 
— und dieser Artikel würde ihnen gestatten, dies wei-
terhin zu tun —, würden viele Mitgliedstaaten sich nicht 
dazu in der Lage sehen. Der Artikel sieht daher die 
Bedingung für das Schiff selbst vor, bei den Behörden 
eine Erklärung zu hinterlegen über die nach den Über-
einkommen mitgeführten Bescheinigungen und über 
bestimmte andere zutreffende Dokumente. Eine Son-

derbestimmung befindet sich im Absatz 2 des Artikels 
für Schiffe (zum Beispiel Fähren), die wiederholt und 
häufig denselben Hafen anlaufen und für Schiffe, die 
verschiedene Häfen eines einzigen Mitgliedstaates im 
Laufe einer einzigen Reise anlaufen. 

16. Abssatz 3 des Artikels verlangt von den entspre-
chenden Behörden der Mitgliedstaaten, daß sie die 
Bescheinigungen und bestimmte andere Dokumente 
selbst an Bord des Schiffes prüfen in dem Umfang wie 
dies im Interesse der Schiffsicherheit und der Verhü-
tung von Meeresverschmutzung notwendig ist. Es han-
delt sich dabei nicht nur um die Prüfung der Bescheini-
gungen allein, sondern auch darum, daß die betreffen-
den Prüfer offensichtliche Unzulänglichkeiten in der 
Ausrüstung des Schiffes feststellen können, die eine 
Besichtigung des Schiffes nach Artikel 6 dieser Richt-
linie rechtfertigen würden. 

17. Absatz 4 des Artikels sieht vor, daß die Mitglied-
staaten den Kategorien der Schiffe besondere Auf-
merksamkeit schenken, deren Überwachung sich im 
Interesse der Erhöhung der Sicherheit und Verhütung 
der Verschmutzung als besonders wichtig erwiesen 
hat.  

Artikel 5 

18. Absatz 1 dieses Artikels weitet die Verpflichtung, 
die nach der Richtlinie des Rates Nr. 79/116/EWG vom 
21. Dezember 1978 bereits für Tankschiffe von 
1 600 BRT und mehr gilt, auf alle unter diese Richtlinie 
fallenden Schiffe aus. 

19. Absatz 2 des Artikels weitet ebenfalls die von 
derselben Richtlinie vom 21. Dezember 1978 in bezug 
auf Tankschiffe von 1 600 BRT und mehr bestimmte 
Meldepflicht für Lotsen auf alle unter die vorliegende 
Richtlinie fallenden Schiffe aus. 

Artikel 6 

20. Mit den Übereinkommen werden die Hafenstaa-
ten allgemein ermächtigt, Schiffe, die in ihre Häfen 
einlaufen, zu besichtigen, wenn sie feststellen, daß die 
Schiffszeugnisse fehlen oder abgelaufen sind oder 
wenn „triftige Gründe" für die Annahme vorliegen, 
daß der Zustand des Schiffes oder seiner Mannschaft 
nicht im wesentlichen mit den Angaben eines Zeugnis-
ses übereinstimmt. Nach diesem Artikel sind die Mit-
gliedstaaten aufgefordert, eine Besichtigung zu veran-
lassen in allen Fällen, in denen sie „triftige Gründe" 
festgestellt haben. Absatz 2 des Artikels nimmt Bezug 
auf eine im Anhang befindliche Liste von Beispielen 
für Bedingungen oder Umstände, die „triftige Gründe" 
darstellen; es ist der Zweck dieser Beispiele, allen 
Mitgliedstaaten zu einer im wesentlichen gleichartigen 
Behandlungsweise dieser Angelegenheiten zu verhel-
fen und somit das Entstehen unerwünschter Verschie-
denheit zu vermeiden. Es ist vorgesehen, daß die Liste 
im Anhang von Zeit zu Zeit ergänzt wird, um Verände-
rungen der Normen für internationale Schiffsicherheit 
und Verhütung von Meeresverschmutzung Rechnung 
zu tragen. 
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Artikel 7 

21. Mit diesem Artikel sind die Mitgliedstaaten auf-
gefordert, mit Mängeln in bezug auf die Forderungen 
der Übereinkommen, die sich bei einer nach Artikel 6 
der Richtlinie durchgeführten Besichtigung bestätigt 
oder offenbart haben, nach den Bestimmungen der 
Übereinkommen zu verfahren. Dies bedeutet im 
Grunde genommen die Forderung, daß die Mängel 
beseitigt werden und wenn nötig, das Festhalten des 
Schiffes bis dies geschehen ist. Absatz 2 des Artikels 
gibt Beispiele für die Bedingungen, die ein Festhalten 
rechtfertigen; der Grund für diese Beispiele ist, wie im 
Falle des Artikels 6 (2) und Anhang 2 zu gewährleisten, 
daß alle Mitgliedstaaten im wesentlichen gleichartige 
Kriterien bei der Entscheidung, ob ein Schiff festzuhal-
ten ist, anwenden. 

Artikel 8 

22. Absatz 1: Die Kommission ist der Auffassung, 
daß die Mitgliedstaaten bei der Durchführung der 
Hafenstaatkontrollen umfangreich unterstützt würden, 
wenn ihre Behörden Zugang zu mehr Informationen 
über die ihre Häfen anlaufenden Schiffe hätten. Die 
betreffende Information könnte zum Beispiel grundle-
gende Angaben über das Schiff (Tonnage Alter, usw.) 
umfassen, zusammen mit Informationen über die mit-
geführten Zeugnisse und über alle Besichtigungen, die 
bei früherem Anlaufen eines Mitgliedstaates durchge-
führt wurden. Die Angaben könnten in einen Compu-
ter eingegeben werden, den die Behörden der Mit-
gliedstaaten in bezug auf jedes in einem ihrer Häfen 
erwartete Schiff befragen würden. Die Kommission hat 
die Absicht, mit Sachverständigen der Mitgliedstaaten 
die Möglichkeiten der Einrichtung eines derartigen 
Schiffahrtinformationssystems zu untersuchen; sie 
wird dem Rat dann einen spezifischen Vorschlag zu 
dieser Angelegenheit vorlegen. In der Zwischenzeit 
übermittelt die Kommission dem Rat einen Vorschlag 
über die Einrichtung eines Tankschiffinformationssy-
stems. 

23. Absatz 2, 3 und 4 dieses Artikels legen die anzu-
wendenden Verfahrensweisen bis zur Errichtung eines 
Schiffahrtinformationssystems fest. In diesen Verfah-
rensweisen ist vorgesehen, daß einem Schiff, das ein 
Mitgliedstaat gemäß dieser Richtlinie besichtigt hat, 
eine Bescheinigung ausgestellt wird, daß eine Kopie 
der Bescheinigung an den Flaggenstaat geschickt wird 
sowie an den Reeder, sofern die Besichtigung einen 
Mangel offenbarte, und daß die in der Bescheinigung 
enthaltenen Informationen per Telex an andere Mit-
gliedstaaten geschickt werden, die das Schiff voraus-
sichtlich besucht, sofern die Mängel vor dem Auslau-
fen des Schiffes nicht vollständig beseitigt wurden. 

Artikel 9 

24. Absatz 1 dieses Artikels verlangt, daß der Reeder 
eines Schiffes, auf dem Mängel festgestellt wurden, die 
ein Festhalten rechtfertigen, mit einer Gebühr belegt 
wird. Für jeden Mitgliedstaat sollte die Gesamtheit der 
erhobenen Gebühren die Gesamtkosten der Besichti-
gungen in jedem Geschäftsjahr decken. Der Zweck 
dieser Bestimmungen besteht darin, die Steuerzahler 
eines Mitgliedstaates von den Kosten für die Zeit, die 
auf den Besichtigungsdienst für die Beseitigung von 
Mängeln an den Schiffen anderer Nationen verwendet 
wurden, zu befreien. 

25. Absatz 2 dieses Artikels verlangt, daß die in der 
innerstaatlichen Gesetzgebung der Mitgliedstaaten 
vorgesehen Bußen für die Verletzung der Bestimmun-
gen der zutreffenden Übereinkommen schwerwiegend 
genug sind, um Übertretungen einzuschränken. Dies 
ist wichtig, da es offensichtlich ist, daß ein Reeder 
zumindest kurzfristig durch unternormigen Betrieb 
einen beträchtlichen finanziellen Vorteil erzielen kann. 

Artikel 10 

26. Nach Absatz 2 dieses Artikels sind die Mitglied-
staaten aufgefordert ständig zu überprüfen, in wel-
chem Umfang sie mehr Gebrauch von den vier Klassifi-
kationsgesellschaften, die ihren Sitz in der Gemein-
schaft haben und Mitglieder des europäischen Verban-
des der Klassifikationsgesellschaften sind, machen 
können, um die für die Hafenstaatkontrollen verfügba-
ren Kräfte zu erhöhen. Dabei sollten Sachverständige 
der Gesellschaften als Agenten der Mitgliedstaaten bei 
der Durchführung von Aufgaben handeln, die diesen 
sowohl in ihrer Eigenschaft als Flaggenstaaten in 
bezug auf ihre eigene Schiffahrt als auch als Hafen-
staaten gemäß dieser Richtlinie zufallen. Vereinbarun-
gen dieser Art sollen ermöglichen, daß auf die Hafen-
staatkontrollen in der Gemeinscchaft umfangreichere 
Kräfte aufgewendet werden können. 

Artikel 11 

27. In diesem Artikel sind Verhandlungen zwischen 
der Gemeinschaft und anderen europäischen Küsten-
staaten — insbesondere Norwegen und Schweden, 

I deren Schiffahrtsbehörden an dem obengenannten 
Nordseeabkommen teilhaben, aber vielleicht auch 
andere europäische Länder — vorgesehen, die zur Ver-
abschiedung von gleichwertigen Verfahren für die 
Hafenstaatkontrollen führen sollen, um das Gebiet, in 
dem diese Verfahren angewendet werden, soweit wie 
möglich auszudehnen. 






